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K l e i n e  A n f r a g e

des Abgeordneten Dr. Augsten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

und

A n t w o r t

des Thüringer Ministeriums für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz

Stand der Einführung der flächendeckenden getrennten Bioabfallsammlung und 
der Verwertung von Bioabfall in Thüringen - Ausblick

Die Kleine Anfrage 4114 vom 23. Juli 2014 hat folgenden Wortlaut:

Ab dem 1. Januar 2015 dürfen gemäß § 11 Abs. 1 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) keine Bioabfälle mehr 
im Restabfall entsorgt werden. Ziel der Getrenntsammlung von Bioabfällen ist die Nutzung des organischen 
Materials zur Energiegewinnung durch Vergärung der Bioabfälle sowie die Gewinnung von Kompost, um 
dadurch den Einsatz von Primärressourcen wie z. B. Torf zu reduzieren. 

In Thüringen zeichnen sich vor allem in den Landkreisen Widerstände gegen die Einführung oder die Op-
timierung der Getrenntsammlung der Bioabfälle ab. Ins Feld geführt werden die wirtschaftliche und techni-
sche Zumutbarkeit und damit verbundene Gebührenerhöhungen. Außerdem wird auf die bisher praktizier-
te Eigenkompostierung der Bioabfälle verwiesen.

Um einerseits den gesetzlichen Anforderungen der Getrenntsammlung von Bioabfällen gerecht zu werden, 
andererseits die in manchen Gebietskörperschaften mit der Einführung einer zusätzlichen Biotonne entste-
henden regionalen Probleme zu lösen und Widerstände aus der Bevölkerung zu berücksichtigen, werden 
Alternativen zu einer zusätzlichen Biotonne diskutiert. Hierzu zählen Möglichkeiten der Getrenntsammlung 
der Bioabfälle über Bringsysteme, aber auch eine Erfassung der Bioabfälle durch die Haushalte über Bio-
beutel anstelle einer Biotonne. 

Ich frage die Landesregierung:

1.	 Hält die Landesregierung einen hohen Anteil an bisher schon erfassten Grüngutmengen für einen Grund, 
auf eine separate Bioabfallerfassung zu verzichten?

2.	 Hält es die Landesregierung für gerechtfertigt, Bioabfall- und Grüngutabfallmengen miteinander zu ver-
rechnen? Wie begründet sie ihre Auffassung?

3.	 Wie steht die Landesregierung zu Plänen einer Lenkung der Bioabfallstoffströme, d. h. Vorgaben, welche 
Bioabfälle in welche Verwertungswege geleitet werden sollen, z. B. durch Novellierung der Bioabfallver-
ordnung?

4.	 Hat die Landesregierung Kenntnisse über auf Bundesebene geplante Vorgaben für die Eigenkompos-
tierung und wenn ja, welche?

5.	 Plant die Landesregierung, in dieser Angelegenheit selbst tätig zu werden? Wenn ja, in welcher Weise?
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6.	 Wie steht die Landesregierung zur Einführung von Mengenzielen für die Verwertung von Bioabfällen? 
Wie begründet sie ihre Auffassung?

7.	 Welche Auffassung vertritt die Landesregierung zur stofflichen und energetischen Verwertung von Bio-
abfällen? Welche Verfahren haben dabei für sie den Vorrang?

8.	 Wie schätzt die Landesregierung das finanzielle Ergebnis einer hochwertigen Verwertung von Bioabfällen 
im Vergleich zu gängigen Entsorgungskosten ein? 

9.	 Wie bewertet die Landesregierung die sogenannten einsatzstoffbezogenen Sonderförderbestände in der 
Erneuerbare-Energien-Gesetz-Novelle 2014 mit Blick auf die Wirtschaftlichkeit der Bioabfallvergärungs-
anlagen, die in Thüringen in Betrieb und in Planung sind?

10.	Hat die Landesregierung Kenntnis vom Stand des Forschungsprojekts "Verpflichtende Umsetzung der 
Getrenntsammlung von Bioabfällen" und wenn ja, welche?

11.	Beabsichtigt die Landesregierung die Verlängerung der Ende 2014 auslaufenden Sonderregelung zur 
Verbrennung von überlassungspflichtigen Gartenabfällen? Wenn ja, aus welchen Gründen? 

12.	Welche Bedeutung hat für die Landesregierung die Vermeidung von Bioabfällen vor allem vor dem Hin-
tergrund der Nahrungsmittelverschwendung?

13.	Gibt es aus Sicht der Landesregierung im Fall der erfolgreichen Reduzierung der Abfallmengen Probleme 
bei der Auslastung von Reststoffbehandlungsanlagen?

14.	Hält die Landesregierung die bestehenden Regelungen zur Seuchen- und Phytohygiene bei der getrennten 
Bioabfallsammlung sowie den Verwertungspfaden für angemessen? Wie begründet sie diese Auffassung?

Das Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Naturschutz hat die Kleine 
Anfrage namens der Landesregierung mit Schreiben vom 1. September 2014 wie folgt beantwortet:

Vorbemerkung:
In die Beantwortung der Anfrage sind Aussagen der Bundesregierung aus der Bundestagsdrucksache 
18/2214 vom 28. Juli 2014 eingeflossen.

Zu 1.:
Nein, ein hoher Anteil an erfassten Grüngutmengen macht eine separate Bioabfallsammlung über die Bio-
tonne nicht entbehrlich.

Zu 2.:
Nein, über die Biotonne erfasste Mengen und Grünabfallmengen können nicht gegeneinander aufgerech-
net werden. Eine solche Aufrechnung wäre vom Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) im Hinblick auf die De-
finition der Bioabfälle nicht gedeckt.

Zu 3.:
Über den § 11 Abs. 2 KrWG besteht für die Bundesregierung eine Ermächtigungsgrundlage, stoffstromspe-
zifische Regelungen für die Verwertung von Bioabfällen vorzugeben. Derzeit prüft die Bundesregierung, 
ob und inwieweit sie von dieser Ermächtigungsgrundlage, z. B. durch die Novellierung der Bioabfallverord-
nung, Gebrauch macht.
Aus Sicht der Landesregierung kann eine Lenkung der Bioabfallströme sinnvoll sein, wenn sie in Kenntnis 
der ökoeffizientesten Verwertungswege und der Gegebenheiten im konkreten örtlichen Einzelfall erfolgt. 
Diese Kenntnisse dürften in der Regel bei der Mehrzahl der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger (örE) 
vorliegen. Insoweit steht die Landesregierung einer bundesweiten Regelung eher zurückhaltend gegenüber 
(siehe auch Antwort zu Frage 7).

Zu 4.:
Die Bundesregierung erwägt, im Rahmen der neuen Bioabfallverordnung auch Anforderungen an die Ei-
genkompostierung von Bioabfällen zu formulieren.
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Zu 5.:
nein

Zu 6.:
Die Landesregierung hält die Einführung von Mengenzielen für die Verwertung von Bioabfällen zumindest 
kurz- und mittelfristig nicht für angemessen. 

Eine quantitative Vorgabe würde die regionalen Gegebenheiten bei den öffentlich-rechtlichen Entsorgungs-
trägern nicht genügend berücksichtigen. Diese könnte auch im Widerspruch zum Ziel der Abfallvermeidung 
stehen (siehe auch Frage 12).

Zu 7.:
Es ist aus veröffentlichten Studien bekannt, dass in der Regel eine Kaskadennutzung der Bioabfälle, das 
heißt eine Kombination von anaerobem Abbau zur Erzeugung von Biogas und nachgeschaltetem aeroben 
Abbau der festen Gärprodukte zu Komposten eine vorteilhafte Lösung darstellt. Zumindest mittelfristig soll-
ten auch in Thüringen die ökoeffizientesten Verwertungswege angestrebt werden. Dabei sind jedoch die kon-
krete örtliche Situation, die Wirkung auf schon bestehende Infrastruktureinrichtungen, der Investitionsbedarf 
(bei Kommunen und im Falle von Ausschreibungen auch in der privaten Wirtschaft) usw. zu berücksichtigen.

Zu 8.:
Hierzu liegen der Landesregierung keine Erkenntnisse vor.

Zu 9.:
Für in Betrieb befindliche Anlagen ergeben sich keine Änderungen der Vergütung nach Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG), so dass deren Wirtschaftlichkeit nicht in Frage gestellt ist.

Mit der Streichung der einsatzstoffbezogenen Vergütung soll nach dem Willen der Bundesregierung der 
weitere Ausbau der Biogaserzeugung auf kostengünstige Substrate, insbesondere Rest- und Abfallstoffe, 
konzentriert werden.

Dabei bleiben die Sonderfördertatbestände für Bioabfallanlagen und kleine Gülleanlagen erhalten.

Hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit geplanter Anlagen ist anzumerken, dass in § 45 des novellierten EEG 2014 
die Vergütungsregelungen für Bioabfallvergärungsanlagen des EEG 2012 (hier § 27 a) übernommen wur-
den. In die Vergütung gemäß EEG 2014 wurde lediglich die Degression laut EEG 2012 eingerechnet so-
wie die bislang optionale Managementprämie aufgrund der verpflichtenden Direktvermarktung in die Ver-
gütung eingepreist.

Voraussetzung für eine Vergütung gemäß § 45 EEG 2014 ist weiterhin ein Mindestanteil von 90 Massepro-
zent getrennt erfasster Bioabfälle der Abfallschlüsselnummern 20 02 01 (biologisch abbaubare Garten- und 
Parkabfälle), 20 03 01 (gemischte Siedlungsabfälle) und 20 03 02 (Marktabfälle) am Substrat.

Die Wirtschaftlichkeit künftiger Bioabfallvergärungs-Projekte könnte durch die festgeschriebenen Rege-
lungen zur Direktvermarktung oder zur Nachrotte der Gärrückstände und deren stofflicher Verwertung be-
einflusst werden. Die Investitionskosten für Biogasanlagen mit entsprechenden Auswirkungen auf deren 
Wirtschaftlichkeit werden zudem durch die Regelung des § 47 Abs. 1 EEG 2014 steigen. Für die hieraus 
folgende Notwendigkeit, zum Zwecke der Flexibilisierung die BHKW-Leistung doppelt zu überbauen, muss 
allein mit zusätzlichen Investitionskosten zwischen 500 und 1000 Euro je Kilowatt installierter Leistung ge-
rechnet werden. Inwieweit sich Abfallvergärungsprojekte zukünftig wirtschaftlich darstellen lassen, hängt 
von den Rahmenbedingungen des jeweiligen Einzelfalls ab.

Zu 10.:
Ja, im Rahmen von Fachgesprächen wurden die Bundesländer über den aktuellen Stand des Forschungs-
vorhabens informiert. Die Bundesregierung beabsichtigt, den Endbericht des Forschungsvorhabens im 
Herbst 2014 zu veröffentlichen. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicher-
heit (BMUB) hat "Fachliche Schlussfolgerungen aus dem F+E-Vorhaben zur Getrenntsammlung von Bio-
abfällen" erarbeitet und diese im April dieses Jahres veröffentlicht (siehe Anlage).
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Zu 11.:
Ja, die Geltung der Pflanzenabfallverordnung soll um ein Jahr verlängert werden. Dies soll dazu dienen, 
die in dem einen Jahr noch zu sammelnden Erfahrungen der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bei 
der getrennten Sammlung von Bioabfällen im Hinblick darauf zu bewerten, ob ein Bedürfnis für die Pflan-
zenabfallverordnung fortbesteht.

Zu 12.:
Eine Vermeidung von Bioabfällen vor allem im Bereich der Nahrungsmittelabfälle ist sinnvoll und erforder-
lich. Einer Verschwendung von Lebensmitteln ist auch vor dem Hintergrund, dass in vielen Teilen der Erde 
noch Hunger vorherrscht, entschieden entgegenzutreten.

Zu 13..
Bei öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträgern, bei denen aufgrund von neu vorgenommenen Maßnahmen 
zur Getrenntsammlung von Bioabfällen relevante Mengen an Bioabfällen aus der Restmülltonne in die ge-
wünschten Verwertungswege umgelenkt werden, werden sich die Restabfallmengen - unter sonst gleichen 
Bedingungen - verringern. Entsprechende Auswirkungen auf die Auslastung von Restabfallbehandlungs-
anlagen sind daher nicht auszuschließen.

Zu 14.:
Die Bundesregierung hat dazu wie folgt Stellung genommen: "Die umfassenden Bestimmungen zur Seu-
chen- und Phytohygiene, die für den Bereich der landwirtschaftlichen (einschließlich gartenbaulichen) Ver-
wertung von Bioabfällen in der Bioabfallverordnung festgelegt sind, wurden durch Studien und Beratungen 
jeweils in einer Expertenarbeitsgruppe für die Erstfassung der Bioabfallverordnung von 1998 erarbeitet und 
bei der Novelle der Verordnung vom April 2012 überarbeitet und aktualisiert.
Die Vorgaben der Bioabfallverordnung entsprechen für ihren Anwendungsbereich somit den aktuellen fach-
lichen Anforderungen an die Seuchen- und Phytohygiene bei der Behandlung von Bioabfällen. Sofern aus 
fachlicher Sicht erforderlich, werden diese Anforderungen bei der neuen Bioabfallverordnung dem aktuel-
len Kenntnisstand angepasst und fortgeschrieben."
Weitergehende eigene Erkenntnisse liegen der Landesregierung nicht vor.

Reinholz
Minister

Anlage*) 

*)	 Hinweis:
	 Auf den Abdruck der Anlage wurde verzichtet. Ein Exemplar mit Anlage erhielten jeweils die Fraktionen und die Land-

tagsbibliothek. Des Weiteren kann sie im Abgeordneteninformationssystem unter der oben genannten Drucksachen-
nummer sowie im Internet unter der Adresse: www.parldok.thueringen.de eingesehen werden.
















